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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende idi den 


Entwurf eines Gesetzes über die Verlängerung 
der Zuckerungsfrist bei Wein 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesministcr des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 53. Siizung am 6. April 1951 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Entwurf eines Gesetzes 

Über die Verlängerung der Zuckerungsfrist bei Wein 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Für die Weine des Jahrgangs 1950 wird 
die Zuckerungsfrist des § 3 Absatz 2 des 
Weingesetzes vom 25. Juli 1930 (RGBl. I 
S. 356) bis zum 31. März 1951 verlängert. 

§ 2 

In § 3 Absatz 2 des Weingesetzes wird 
folgender Satz angefügt: 

„Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit dem Bundes- 


B e g r ü 

Die Weinernte des Jahrgangs 1950 ist etwa 
doppelt so groß wie die normaler Ernten, 
aber qualitativ so beschaffen, daß beträcht- 
lidie Mengen zuckerungsbedürftig sind. 
Innerhalb der gesetzlichen Frist des § 3 Ab- 
satz 2 des Weingesetzes vom 25. Juli 1930 
(RGBl. I S. 356) war die Zuckerung des 
Jahrgangs 1950 schon deshalb nicht möglidi, 
weil die notigen Zuckermengen nicht recht- 
zeitig zu beschaffen waren. 

Es hat sich bereits in früheren Jahren wieder- 
holt die Notwendigkeit ergeben, von der ge- 
setzlichen Zuckerungsfrist des § 3 des Wein- 
gesetzes abzuweichen. Da es nicht zweck- 
mäßig erscheint, derartige Ausnahmefälle 
v/eiterhin jeweils durch Gesetz zu regeln, soll 


minister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten durch Rechtsverordnung die 
Zuckerungsfrist für einzelne Jahrgänge 
um höchstens zwei Monate verlängern, 
wenn die Eigenschaften des Jahrgangs 
dies erfordern.“ 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Februar 1951 in Kraft. 


n d u n g 

der Bundesminister des Innern ermächtigt 
werden. Im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten durch Rechtsverordnung für einzelne 
Jahrgänge die Zuckerungsfrist um höchstens 
zwei Monate zu verlängern. Diese Maßnahme 
wird dann erforderlicii werden, wenn die 
Menge einer außergewöhnlich reichen Wein- 
ernte es verhindert, Innerhalb der Im Wein- 
gesetz vorgesehenen Frist alle Weinbestände 
zu verbessern, die nach § 3 Absatz 1 des 
Weingesetzes gezuckert werden dürfen. Die 
beiden beteiligten Bundesminister werden je- 
weils gemeinsam zu prüfen haben, ob für 
einen Jahrgang die Voraussetzungen für eine 
solche ausnahmsweise Verlängerung der 
Zuckerungsfrist vorliegen. 



